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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

Mit einem Postulat griff Ständerätin Brigitte Häberli-Koller (cvp, TG) im September 2019
die Frage nach einem nachhaltigen Mobilfunknetz auf. Ein solches müsse einerseits
einen optimalen Strahlenschutz gewährleisten, andererseits müsse die Einführung von
5G und nachfolgender Technologien «innert vernünftiger Zeiträume» sichergestellt
sein. Weiter fragte die Postulantin nach den Vor- und Nachteilen eines einheitlichen
Mobilfunknetzes gegenüber der heutigen Situation mit drei Anbietern sowie nach der
Förderung der Datenübertragung über das Glasfasernetz. Ähnliche Fragen hatte die
Postulantin bereits in einer Interpellation (Ip. 19.3169) gestellt, war aber mit den
Antworten des Bundesrates nicht zufrieden. Weil auch in der Gesellschaft nach wie vor
kontrovers über die Einführung von 5G diskutiert werde, seien diese Fragen sehr
wichtig. 
Der Bundesrat nahm im November 2019 Stellung zum Postulat und verwies dabei auf
den Bericht über «zukunftstaugliche Mobilfunknetze» von 2015 und auf die
abgeschlossene Revision des Fernmeldegesetzes, in welcher ein Antrag zur
Priorisierung der kabelbasierten Versorgung abgelehnt worden war. Weiter wurde auf
die laufenden Arbeiten der von der damaligen Bundesrätin Leuthard eingesetzten
Arbeitsgruppe «Mobilfunk und Strahlung» hingewiesen. Ein weiterer Bericht sei nicht
nötig, weshalb der Bundesrat die Ablehnung des Postulats beantragte.
Im Dezember 2019 behandelte der Ständerat das Geschäft und die Postulantin
bedankte sich bei der anwesenden Bundesrätin Sommaruga zuerst für den Bericht der
Arbeitsgruppe Mobilfunk und Strahlung, der die Fakten zum Mobilfunk umfassend
aufzeige. Darüber hinaus fehle aber die Diskussion über mögliche Konzepte für die
Zukunft des Mobilfunknetzes. Die von ihrem Postulat aufgeworfenen Fragen würden
sich im Anschluss an den vorhandenen Bericht klären lassen, gingen aber deutlich über
diesen hinaus. Diese Sicht vertrat eine Mehrheit im Saal: Der Ständerat nahm das
Postulat mit 25 zu 16 Stimmen (keine Enthaltungen) an. 1

POSTULAT
DATUM: 05.12.2019
NIKLAUS BIERI

Der Bundesrat publizierte im April 2022 den Bericht «Nachhaltiges Mobilfunknetz» in
Erfüllung des gleichnamigen Postulats von Brigitte Häberli-Koller (mitte, TG). Die
Regierung betonte in ihrem Bericht, dass leistungsfähige
Telekommunikationsinfrastrukturen und Glasfasernetze für Wirtschaft und Gesellschaft
essentiell seien, weshalb ein rascher Ausbau des 5G-Netzes und des Glasfasernetzes
unabdingbar sei. Zudem wurde erläutert, dass einzelne Elemente der Vollzugshilfe zu
adaptiven Antennen im Dezember 2021 in die NISV übernommen worden seien. Diese
rechtlichen Anpassungen ermöglichten nun den Einsatz dieser adaptiven Antennen, was
wiederum dazu führe, dass für den Ausbau des 5G-Netzes deutlich weniger Antennen
notwendig seien als bisher angenommen und die Kosten deutlich tiefer ausfallen
würden (CHF 3.2 Mrd. statt CHF 7.7 Mrd.). Das UVEK habe zudem als Begleitmassnahmen
ein NIS-Monitoring, eine umweltmedizinische Beratungsstelle, die Harmonisierung im
Vollzug sowie eine Intensivierung der Forschung aufgegleist, um den Ängsten in der
Bevölkerung vor 5G zu begegnen. Der Bericht ging schliesslich auch der im Postulat
Häberli-Koller aufgeworfenen Frage nach einem Einheitsnetz nach: Der Bundesrat
schloss ein solches Einheitsnetz als Option aus. Zwar würde es zu weniger
Antennenstandorten führen, davon erwarte man aber betreffend Strahlungsexposition
kaum Vorteile im Vergleich zur heutigen Situation mit drei Netzen. Hingegen würde ein
Einheitsnetz den Wettbewerb verhindern und die Ziele des FMG in Frage stellen, so der
Bundesrat. 2

POSTULAT
DATUM: 20.04.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Sommer 2023 schrieb der Nationalrat im Rahmen des Berichts des Bundesrates
über Motionen und Postulate der eidgenössischen Räte im Jahr 2022 das Postulat
Häberli-Koller (mitte, TG) zur nachhaltigen Ausgestaltung der Mobilfunknetze ab. Der
Bundesrat erachtete das Anliegen mit der Veröffentlichung des entsprechenden
Berichts «Nachhaltiges Mobilfunknetz» im Frühling 2022 als erfüllt. 3

POSTULAT
DATUM: 05.06.2023
MARCO ACKERMANN

1) AB SR, 2019, S. 1083 f.
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2) Bericht Bundesrat vom 14.4.22; Medienmitteilung Bundesrat vom 13.4.22
3) BBl 2023 870, S. 62
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